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Zum Internationalen Frauentag: Geflüchtete Frauen angemessen schützen! 

Knapp 94.000 Frauen und Mädchen haben in Deutschland 2023 einen Asylerstantrag 

gestellt. Insbesondere im Krieg und in stark autoritär und patriarchal geprägten Ver-

hältnissen müssen Frauen Zwangsverheiratung, Misshandlungen, Vergewaltigungen, 

Genitalverstümmelung/-beschneidung und andere Grausamkeiten fürchten. 

Die seit 2018 geltende Istanbul-Konvention verpflichtet die unterzeichnenden Staa-

ten u. a. zu geschlechtssensiblen Aufnahme- und Asylverfahren. Sie bekräftigt für ge-

waltbetroffene Frauen die Gewährung internationalen Flüchtlingsschutzes. Im deut-

schen Asylverfahren werden jedoch bis heute geflüchtete Frauen mit Gewalterfah-

rung nicht systematisch identifiziert. Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

hat im Jahr 2023 nur bei 4.800 Frauen und Mädchen eine geschlechtsspezifische Ver-

folgung festgestellt. Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW, for-

dert: „Der EuGH hat am 16.01.2024 entschieden, dass Frauen eines Herkunftslandes 

je nach den dort herrschenden Verhältnissen auch als ‚bestimmte soziale Gruppe‘ im 

Sinne der EU-Anerkennungsrichtlinie gelten können. Dieses Urteil muss nun umge-

setzt werden und damit zu einer Änderung dieser Entscheidungspraxis führen!“ 

Außerdem gibt es beim Gewaltschutz sowie beim Zugang zu Beratungs- und Hilfsan-

geboten im Aufnahmesystem schwere Defizite. In Nordrhein-Westfalen wird insbe-

sondere in den vielerorts existierenden Notunterkünften des Landes das Landesge-

waltschutzkonzept (LGSK) nur unzureichend umgesetzt. So mangelt es an (abschließ-

baren) Rückzugsräumen, die Bereiche für Frauen und alleinreisende Männer sind 

nicht angemessen abgetrennt, das Einrichtungspersonal ist nicht für geschlechtsspe-

zifische Vulnerabilität sensibilisiert und es fehlen Beratungs- und Beschwerdestellen. 

Birgit Naujoks mahnt: „Die im Koalitionsvertrag von CDU und Grünen versprochene 

Weiterentwicklung und Umsetzung des LGSK muss endlich eingelöst werden!“ 

Die jüngsten sozialrechtlichen Verschärfungen treffen schutzsuchende Frauen mit be-

sonderer Härte. Die Ausweitung des Bezugszeitraums der Grundleistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) ermöglicht den oftmals gewaltbetroffenen 

Frauen erst nach drei langen Jahren einen Zugang zu angemessener medizinischer 

Versorgung. Diskriminierende Bezahlkarten führen darüber hinaus z. B. bei einem 

notwendigen Umzug in ein Schutzhaus zu schwerwiegenden Einschränkungen.  

Birgit Naujoks: „Infolge der Beschlüsse auf dem Migrationsgipfel am 06.03., die auch 

NRW mitgetragen hat, drohen weitere soziale Restriktionen. Das Land muss dafür 

Sorge tragen, die sich unter anderem aus der Aufnahmerichtlinie ergebenden Ver-

pflichtungen zum Schutz vulnerabler Gruppen, zu denen geflüchtete Frauen oft gehö-

ren, durch entsprechende Maßnahmen umzusetzen und die Betroffenen nicht weiter 

in ihren Rechten zu beschränken!“  

Für Rückfragen stehen wir unter der angegebenen Telefonnummer zur Verfügung. 

Fabian Bonberg, Flüchtlingsrat Nordrhein-Westfalen e.V. 
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https://rm.coe.int/1680462535
https://www.asyl.net/rsdb/m32111
https://www.mkjfgfi.nrw/sites/default/files/documents/landesgewaltschutzkonzept_des_landes_nrw.pdf
https://www.mkjfgfi.nrw/sites/default/files/documents/landesgewaltschutzkonzept_des_landes_nrw.pdf
https://hessen.de/sites/hessen.hessen.de/files/2024-03/mpk_bundeskanzler_6.3._top_1_fluechtlingspolitik.pdf

